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384 Anhang. X. AllgemeineVorſchriften über Erſuchſchreibenꝛc.
28. April 1817 R.B. Nr. 13. Wenn der Verurtheilte kein gegen:
wärtiges Vermögen beſitzt, fo wird die Gebühr nicht aus der Amts:
kaſſe vorgeſchoſſen, ſollte er auch ſolches zu hoffen haben. Min.
des Inn. 2. Dez. 1833 Nr. 12,776. Wenn er aber hinreichendes
Vermögen beſitzt, ſo werden die Gebühren der Geiſtlichen, wie alle
andern U Koſten vorſchußweiſe aus der Amtskaſſe bezahlt und find
daher von dem U.Richter in das Hauptkoſtenverzeichnißaufzunehmen .
Min. d. Inn. 2. Sept. 1845 Nr. 9697— 98.

X.
Allgemeine Vorſchriften über Erſuchſchreiben an

auswärtige Gerichtsbehörden.
1. Juſt. Min. 14. Oktober 1843 Nr. 5416. Alle Verfügungen,

welche nicht deutſchen Behörden durch diplomatiſche Vermitte —

lung zu übermachen ſind, ſollen nicht auf gewöhnliches, ſondern
auf Po ſt papier in Briefformat und mit möglichſter Raum:
erſparung geſchrieben werden.

2. Juſt. Min. 23. Oktober 1849 Nr. 10,3165. Die Aemter haben
die von ihnen in bürgerlichen Rechtsſachen ergehenden Verfügungen ,
ſo wie in Strafſachen die Erſuchſchreiben um Mittheilung von
Zeugniſſen, Einvernahme von Zeugen oder Angeſchuldigten , nicht
mehr dem Gr. Juſtizminiſterium, ſondern dem Gr. Miniſterium des
Gr. Hauſes und der auswärtigen Angelegenheiten unmittelbar vorzu¬
legen. Wo es ſich dagegen um Verhaftung oder Auslieferung von
flüchtigen Verbrechern handelt, haben die Aemter wie bisher, unter
Vorlage der Akten an die betr. Hofgerichte zu berichten.
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J. Min. d. Inn. 5. Dez. 1836 Nr. 13,653. Zur Vereinfachung
des Fahndungsweſens, insbeſondere zur Beſeitigung einer
den Fahndungen ꝛc. 2c. bisher gegebenen ihrem Zwecke unförder¬
lichen Publizität, wie aus Rückſicht auf Zeit- und Koſtenerſparniß,
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finden wir uns im Einverſtändniß mit Gr. Juſtizminiſterium ver¬
anlaßt, zu verordnen wie folgt:

K

zer. V. u. St.P.O

Alle Fahndungen auf flüchtige Verbrecher und Bekanntmach¬
ungen von Verbrechen zur Ermittlungdes unbekannten
Thäters ſind unverzüglich der Gendarmerie des Orts und
Bezirks , den Ortspolizeibehörden und Dienern des Bezirks
und in wichtigen Fällen dem Diviſions-Kommando der Gen¬
darmerie des Kreiſes und den benachbarten Aemtern, oder
den Behörden der bekannten oder muthmaßlichen Route des
entwichenen Verbrechers ſchriftlich mitzutheilen, jedenfalls
aber, mit Ausnahmeder ganz unbedeutenden Fälle, bei denen
die Bekann tmachung an das Aufſichtsperſonal des Orts und
Bezirks genügt, dem Korps-Kommando der Gendarmerie zur
Einrückung in die . zugleich zuzuſenden.
Dagegen unterbleibt in der Regel die r,, dieſer
Fahndungen und Ausſchreiben in dieLokal- und Kreisanzeige¬i tter, ſo wie in die öffentlichen Zeitungen.
Ausne hurts weiſe geſchiel t dieſe Bekanntmachung zugleich noch
durch die geeigneten öffentlichen Blätter :
a. wenn das Publikum ein weſern hes Intereſſe bei der

allgemeinen Verbreitung hat;
b. wenn mit dem Ausſchreiben zugleich die Reizmittel .das Publikum zur Mitwirkung bei der Entdeckung de

Verbrechens , z. B. das Verſprechen einer Gerne, m ng
für den Entdecker, verbunden iſt;

C. wenn mit der Fahndung eine öffentliche Aufforderung an
den Entwichenen und die Androhung eines Präjudizes für
den Fall ſeines Nichterſcheinens verbunden iſt;

d. wenn eine öffentliche Warnung mit dem Ausſchreiben ,
z. B. die Warnung vor dem Ankauf ſolcher geſtohlener
Effekten, verbunden werden muß, die durch ihren Werth
und ihre Eigenthümlichkeit beim Anbieten leicht erkennbar
ſind; die Aemter werden jedoch wohl daran thun, von
dieſen öffentlichen Warnungen nur in ganz ſeltenen und
beſonderen Fällen Gebrauch zu machen, da es weit zweck

mäßiger iſt, wenn der Verbrecher die gegen ihn gerichteten
Verfolgungsmittel nicht in Erfahrung bringt, da zudem
ſchon Geſetze und Verordnung zur Verhinderung des An¬
kaufs geſtohlener Sachen und zur Verpflichtung der Han¬. . Behufs der Anzeige derartiger Kaufsaner¬
bieten beſtehen, da es endlich in der Regel weit zweckmäßiger
ſein wird in einzelnen Fällen gewiſſe Klaſſen von Ge
werb⸗ undHandeltreibenden, Leihanſtalten 2c. des Bezirks,
der Nachbarämter , oder der bedeutenderen Orte der muth¬
maßlichen Reiſeroute des Diebs, vor dem Ankauf im
Stillen warnen und zur Anzeige ſpeziell auffordern zu
laſſen;
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e. Wenn der Entwichene muthmaßlich oder nach ſicheren
Nachrichten an unbekannte . des Auslandes ſich be¬

geben hat. Die Aemter werden hier ermeſſen, welche
öffentliche Blätter zur Verbreitung des Ausſchreibens am
geeignetſten ſind, und ob nicht die Verfolgung mittelſt bez
ſonderer Steckbriefe zweckmäßiger ſein wird. Die Aemter
werden zu dieſem Behufe ermächtigt , in wichtigen Fällen
die Steckbriefe drucken zu laſſen, und an die Bezirks - oder
Stadtpolizeiſtellen des In⸗ und Auslandes in möglichſt
größter Ausdehnung zu überſenden.

In wichtigen Fällen und bei Vorlage beſtimmter Spuren
über die von den Verbrechern genommene Richtung können
dieſelben durch Nachſendung von Gendarmen oder anderem
Polizeiperſonale ſelbſt in das Ausland verfolgt werden. Für
dieſen Fall ſind den Verfolgenden die erforderlichen Le¬
gitimationen und Erſuchſchreiben mitzutheilen .Das Fahndungsblatt enthält zu dem beabſichtigten Zwecke
und zur leichteren Ueberſicht der für das geſammte Aufſichts¬
perſonal oder für einen engeren Kreis geeigneten Bekannt¬
machungen eine entſprechende Einrichtung. Es wird demnach
ſo oft als nöthig iſt, erſcheinen, und unter fortlaufenden ge¬
meinſchaftlichen Nummern enthalten:
a. Bekanntmachungen fürs geſammte Aufſichtsperſonal;
b. Bekanntmachungen für das Aufſichtsperſonal jedes einzel¬

nen Regierungs⸗Kreiſes;
c. Fahndungs⸗Zurücknahmen;
d. Anzeigen und Belobungen des einfangenden Perſonals;
e. KurzeBelehrungen für Gendarmen und Polizeidiener über

das Fahndungsweſen, ins beſondere durch Aufnahme ge¬
eigneter Berichte über eine zweckmäßig und mit Erfolg

‚geleite te Fahndung auf einzelne Verbrecher.
Die Aemter werden angewieſen , dem Kommando der Gen¬
darmerie ihre Bekanntmachungen ſo ſchnell als möglich ein¬
zuſenden, ebenſo die jedesmal und eben ſo ſchnell zu erthei¬
lenden Nachrichten über geſchehene Habthaftmachung der
ausgeſchriebenen Perſonen oder über anderweitige Veran¬

fa ſſung zur Zurücknahme der Fahndung. Sie werden über¬
dem bei beſonders eintretenden Fällen mit Erfolg belohnter
zweckmäßiger Fahndungen eine belehrende Anzeige hierüber
unter Nennung und Belobung der Einfangenden in die
Fahndungsblätter einſenden , auch wird man gerne ſehen,
wenn einzelne Beamte kurze und geeignete Notizen , Beleh¬
rungen, Vorſchläge über das Fahndungsweſen an das Kom¬
mando der Gendarmerie zur Benutzung im Fahndungsblatt
übergeben wollen.
Jede Bezirks-, Orts⸗, Gerichts - und Polizeiſtelle , jeder Gen¬
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darme und Polizeidiener erhält ein Exemplar des Fahn¬
dungsblattes; die Polizeidiener haben gleich den Gendarmen
ſich alphabetiſche Verzeicht*r über die zur Fahndung ausge¬
ſchriebenen Perſonen anzulegen und vieſelben fortzuführen,
und ſind darin von der. nach Maßgabe ihrer
Inſtruktionen zu belehren und zu kontrolliren .

II. Min. d. Inn. 19. Jan. 1860 Nr. 719: Nach einer Mit¬
theilung 21 Großh. Korps⸗Kommandos der Gendarmerie ſollen
die Großh. Aemter und Amtsgerichte, wenn dieſelben in den Fahn¬
dungsblö. Perſonen zur Fahndung ausſchreiben, dabei öfters
nicht angeben, ob dieſe Perſonen im Betretungsfalleder ausſchrei¬
benden Behörde zugewieſen oder deren Aufenthalt blos angezeigt
werden ſoll, und ob erſterenfalls die Zuweiſung mittelſt Trans¬

art oder blos mit Zwangspaß zu geſchehen habe.
Da nach derſelben Mittheilung hierdurch ſchon ungehörige Ver¬

haſtungen vorgekommen ſind, ſo ſieht man ſich im Einverſtändniß
mit Großh. Juſtizminiſterium en. die Großh. Aemter und
Amtsgerichte anzuweiſen, ihre deßfallſigen öffentlichen Ausſchreiben
mit gehöriger Genauigkeit abzufafſſen.

III. Juſt. Min. 6. Dez. 1849 Nr. 12,384: Man hat vielfältig
wahrgenommen , daß die gerichtlichen Ausſchreiben mit einer
Weitläufigkeit abgefaßt ſind, welche nicht im Willen des Geſetzes
liegt und den Betheiligten unnöthigerweiſe ſehr beträchtliche Koſten
verurſacht. Man empfiehlt daher den Großh. Aemtern, ſich bei
derartigen Ausſchreiben aller mit den geſetzlichen Vorſchriften ver¬
einbaren Kürze zu befleißen und dieſelben auch in der äußeren
Form ſo einzurichten, daß ſie bei dem Abdruck möglichſt . Raum
einnehmen. Bei öffentlicher Vorladung Flüchtiger iſt dafür zu
ſorgen, daß die Perſonenbeſchreibung nicht in abgebrochenen Sätzen,
ſondern in fortlaufenden Linien abgedruckt werde.

IV. Juſt. Min. 7. Juni 1850 Nr. 6493. Man ſieht ſich ver¬
anlaßt, nachträglich zu der dieſſeitigen Verfügung vom 6. Dez. v. J
Nr. 12,384 folgende beſondere Vorſchriften für Ausſchreiben in
gerichtlichen Strafſachen zu erlaſſen: 1) Fahndungen ſind in der
Regel durch das Fahndungsblatt der Gendarmerie und nur in den
durch Verordn. vom 5. Dez. 1836 bezeichneten Ausnahmsfällen
durch Zeitungen bekannt zu machen. 2) Vorladungen flüchtiger
Angeſchuldigten und Eröffnungen anderer Art an dieſelben (na¬
mentlich Urtheil. ſind ein Mal in die „Karlsruher
Zeitung einzurücken. 3) Den Aemtern wird wiederholt empfohlen,
ihre Ausſchrͤben möglichſt kurz zu faſſen. Bei Verkündung von
Urtheilen genügt z. B. mit Weglaffung der gewöhnlichen Einlei¬
tungs⸗ und Schlußformel folgende Faſſung:

„J. U.S. gegen N. N. wegen zc. hat das Großh. Hofgerichtbes. Kreiſes durch Urtheil vom ... zu Recht erkannt:“
N. R. ſei ꝛc.

25 *



388 Anhang. XII. Bildung der Geſchworenen⸗ und Schöffenliſten.
„Dieſes Urtheil wird dem flüchtigen Angeſchuldigten hiermit
verkündet.“

Unterſchrift des Amts.)
4) Die Rubriken ſind ſo zu ſchreiben, daß ſie mit dem Texte der
Kundmachung einen fortlaufenden Satz bilden.

Die Gr. Kreisregierungen werden bei Prüfung der Koſtenver¬
zeichniſſe die Beobachtung dieſer Beſtimmungen überwachen , und
den unnöthigerweiſe verurſachten Koſtenaufwand dem betr. Beam¬
ten zur Berichtigung überweiſen.

V. Die unter III. und IV. angeführten Verordnungen wurden
neuerdings (Juſt.M. 28. Febr. 1863 Nr. 1295) den Gr. Amts¬
gerichten in Erinnerung gebracht und dieſe beauftragt, auch ihr
Kanzleiperſonal zur genauen Befolgung derſelben anzuweiſen .

VI. Min. d. Inn. 28. Mai 1852 Nr. 7635— 36. Nach den
Dienſtvorſchriften über die Benützung der Gr. Telegraphen¬anſtalt müſſen die Gebühren für telegraphiſche Depeſchen jeweils
alsbald bezahlt werden und es kann hinſichtlich derjenigen Depe¬
ſchen, die die Bezirksämter behufs der Verfolgung flüchtiger Ver¬
brecher oder zu andern Zwecken aufgeben , eine Ausnahme von
dieſer Regel nicht ſtatt finden. Die Großherzoglichen Aemter wer—
den daher hiemit ermächtigt, die durch ſie veranlaßt werdenden
Telegraphenkoſten immer ſogleich zur vorſchüßlichen Zahlung auf
die Amtskaſſe anzuweiſen, wobei bemerkt wird, daß für die Amts:
kaſſen hinſichtlich der Behandlung dieſer Vorſchüſſe dieſelben Be¬
ſtimmungen gelten, welche hinſichtlich der Transportkoſten beſtehen.

XII.
Bildung der Geſchworenen - und Schöffenliſten .

(R.B. 1864 Nr. 32.)
Mit Einführung der neuen Gerichtsverfaſſung treten an die

Stelle der Verordnung vom 7. März 1851 (Reg. Bl. Nr. 19) fol¬
gende Beſtimmungen:

J. Bildung der Urliſte.
S. 1. Die Bürgermeiſter (oder bei etwaiger Verhinderung ihre

Stellvertreter ) haben alljährlich im Monat September eine Liſte
über alle Ortseinwohner aufzuſtellen , welche nach den folgen¬
den Beſtimmungenzu dem Amte von Geſchworenen und Schöffen
befähigt ſind (Urliſte).

§. 2. Die auf abgeſonderten Hofgütern Wohnenden werden
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